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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Kiaus Barthei, Liio Biunck, Annette Faße, 
Eike Ferner, Gabriele Fograscher, Monika Ganseforth, Günter Graf (Friesoythe), 
Angeiika Graf (Rosenheim), Kiaus Hasenfratz, Reinhold Miller (Lübeck), Ingrid 
Hoizhüter, Lothar ibrügger, Susanne Kästner, Siegrun Kiemmer, Walter Kolbow, 
Thomas Krüger, Eckart Kuhlwein, Konrad Kunick, Ulrike Mäscher, Heide 
Mattischeck, Ulrike Mehi, Voiker Neumann (Bramsche), Günter Oesinghaus, 
Manfred Opei, Dr. Martin Pfaff, Karin Rehbock-Zureich, Renate Rennebach, 
Siegfried Scheffler, Horst Schiid, Dr. Cornelie Sonntag-Woigast, Jörg-Otto Spilier, 
Antje-Marie Steen, Uta Titze-Stecher, Franz Thönnes, Gunter Weißgerber, 

Berthoid Wittich, Dr. Woifgang Wodarg, Verena Wohileben 
— Drucksache 13/8127 — 


Privatfinanzierung nach Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz 


Der Bundesminister für Verkehr hat im Februar 1997 17 Bundesfem- 
straßenprojekte benannt, die als Betreibermodell finanziert werden sol- 
len. Für diese Projekte stellte er eine Anschubfinanzierung von bis zu 
20 % in Aussicht. Bei der Konzessionsvergabe soll die Minimierung des 
öffentlichen Baukostenzuschusses Vergabekriterium sein. Allerdings 
soll es für die Anschubfinanzierung keine zusätzhchen Mittel geben; für 
die Inanspruchnahme dieser Mittel müßten deshalb innerhalb der je- 
weiligen Landesquotenmittel aus anderen - bisher für prioritär ge- 
haltenen - Projekten umgeschichtet werden. 


1. Für welche Projekte hegt die Zustimmung der jeweüigen Landes- 
regierung vor? 


Bisher haben sich die Länder zu folgenden Projekten zustimmend 
zu einer Prüfung der privatwirtschaftlichen Realisierbarkeit geäu- 
ßert: A 17 Pirna - Breitenau, A 20 Elbequerung nordwestlich 
Hamburg, B 10 Nordtangente Karlsruhe, B 50n Hochmosel- 
übergang Wittlich/Bernkastel, B 75/B 104 Travetunnel Lübeck 
und B 96n Strelasundquerung zur Insel Rügen. Darüber hinaus 
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soll auf Vorschlag des Freistaates Thüringen an Stelle der Maß- 
nahme A 71 Rennsteigtunnel das Projekt A 4 Leutrataltunnel in 
die Prüfungen einbezogen werden. 


2. Für welche Projekte gibt es Verhandlungen mit den Ländern über 
die Realisierung der vorgeschlagenen Maßnahme? 


Gegenstand der Gespräche der Bundesregierung mit nahezu 
allen Ländern ist die Prüfung der Realisierbarkeit einer privat- 
wirtschaftlichen Lösung auf Basis des Fernstraßenbauprivat- 
finanzierungsgesetzes sowie ggf. die Vorlage eigener Projektvor- 
schläge. 


3 . Für welche Projekte liegen Machbarkeitsstudien vor? 


Eine abgeschlossene Machbarkeitsstudie unter Einbeziehung 
verkehrlicher und wirtschaftlicher Untersuchungen liegt bisher 
für das Projekt B 96n Strelasundquerung vor. Für fünf weitere 
Projekte sind entsprechende Studien eingeleitet bzw. in Vorbe- 
reitung. 


4. Für welche Projekte liegen bereits verkehrliche und wirtschaftliche 
Untersuchungen vor? 


Siehe Antwort zu Frage 3. 


5. Für welche Projekte ist in absehbarer Zeit Baureife zu erlangen? 

Baurecht liegt für folgende Projekte bereits vor: 

— B 10 Nordtangente Karlsruhe, 

— B 312 Scheibengipfeltunnel Reutlingen. 

Für nachfolgende Maßnahmen wird das Baurecht in den nächsten 
Jahren erwartet: 

— A 17 Pirna - Breitenau (voraussichtlich), 

— A 71 Rennsteigtunnel, 

— B 75/B 104 Travetunnel Lübeck: 2000, 

— B 178 Bautzen - Zittau (Teilabschnitt bei Zittau). 


6. Auf welchen Preisstand (welches Jahr) beziehen sich die Angaben 
über die Baukosten bei den verschiedenen Projekten (bei unter- 
schiedlichem Preisstand bitte einzeln angeben)? 

Um wieviel erhöhen sich die Baukosten bei den einzelnen Projekten 
durch die Finanzierungs- und Refinanzierungskosten? 

Woran mißt sich die „Anschubfinanzierung" in Höhe von höchstens 
20 % - an den Bau- oder an den Finanzierungskosten? 
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Die Angaben über die geschätzten Baukosten beziehen sich im 
einzelnen auf folgenden Preisstand; 

— A 17 Pirna - Breitenau: 1997, 

— A 20 Elbequerung nordwestlich Hamburg; 1991, 

— A 66 Riederwaldtunnel Frankfurt/Main; 1988, 

— A 71 Rennsteigtunnel; 1997, 

— A 252 Hafenquerspange; 1991, 

— A 281 Eckverbindung Bremen (2. Bauabschnitt): 1996, 

— B 6n Bemburg - Dessau: 1992, 

— B 10 Nordtangente Karlsruhe: 1997, 

— B 15n Regensburg - Rosenheim (Teilabschnitt); 1990 ff., 

— B 21 Kirchholztunnel Bad Reichenhall; 1992, 

— B 50n Hochmoselübergang: 1997, 

— B 61 Weserauentunnel Minden: 1996, 

— B 75/B 104 Travequerung Lübeck; 1996, 

— B 96n Strelasundquerung; 1996, 

— B 178 Bautzen - Zittau; 1992, 

— B 243 Herzberg - Nordhausen: 1995, 

— B 312 Scheibengipfeltunnel Reutlingen: 1997. 

Die Baukosten bleiben von den Finanzierungs- und Refinanzie- 
rungskosten unberührt. Demgegenüber sind bei wirtschaftlicher 
Betrachtung der Gesamtinvestitionskosten eines Projektes ge- 
nerell sowohl die Bau- als auch die Finanzierungskosten ein- 
zubeziehen. 

Die nach Prüfung des konkreten Einzelfalls in Aussicht gestellte 
staatliche Anschubfinanzierung von bis zu ca. 20 % bemißt sich an 
den Baukosten der jeweiligen Maßnahme. 


7. Wie ist die Auswahl der 17 Projekte zustande gekommen? 

Hat es hierüber vorab Absprachen mit den Ländern gegeben? 

Welche Kriterien (erwartetes Verkehrsaufkommen, fehlende Um- 
fahrungsmöglichkeiten, erwartete hohe Mauteinnahmen etc.) 
haben zu dieser Auswahl geführt? 


Bei den 17 Projekten handelt es sich um Maßnahmen, die vom 
Bundesministerium für Verkehr für eine Überprüfung ihrer pri- 
vatwirtschaftlichen Realisierbarkeit nach dem Femstraßenbau- 
privatfinanzierungsgesetz den Ländern vorgeschlagen wurden. 
Die Auswahl der Projekte erfolgte primär unter den Gesichts- 
punkten der rechtlichen Eignung aufgrund der Art der Maß- 
nahme, des Planungsstandes, der Finanzierungsmöglichkeiten 
innerhalb des Straßenbauplanes sowie unter dem Aspekt einer 
Einbeziehung möglichst vieler Länder in die Vorschlagsliste. Bei 
einigen Projektvorschlägen waren dazu Einzelabstimmungen mit 
der Auftragsverwaltung vorausgegangen. Bevor endgültige Ent- 
scheidungen getroffen werden, sind verkehrliche und wirtschaft- 
liche Untersuchungen durchzuführen sowie weitere Fragen im 
Zusammenhang nüt der Machbarkeit zu beantworten. 
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8. Wann wird die erste Konzessionsausschreibung zur Minimierung 
der Anschubftnanzierung sein? 


Der Zeitpunkt einer Ausschreibung von Konzessionen für Bun- 
desfemstraßenprojekte hängt vom Vorliegen positiver Ergebnisse 
entsprechender Machbarkeitsstudien ab. Neben der aufgrund 
einer Ausschreibung bereits 1996 vergebenen Konzession für die 
Wamowquerung in Rostock wurde im März 1997 die Konzession 
für die Travequerung in Lübeck (1. Stufe Teilnahmewettbewerb) 
von der Hansestadt Lübeck ELF-weit ausgeschrieben. 


9. Mit welchen Mauihöhen rechnet die Bundesregierung bei den ein- 
zelnen Projekten? 


Die Höhe der Maut hängt jeweils von den Umständen beim kon- 
kreten Einzelprojekt ab, so daß allgemeine Aussagen hierzu nicht 
möglich sind. Die Mauthöhe für die einzelnen Maßnahmen ist u. a. 
Gegenstand der jeweiligen Machbarkeitsuntersuchungen. 


10. Wie hoch ist die Maut für die Wamow-Querung in Rostock veran- 
schlagt? 


Die Wamowquerung in Rostock ist eine Maßnahme in der Baulast 
der Hansestadt Rostock. Ausschreibung und Vergabe der Kon- 
zession erfolgte deshalb alleinverantwortlich durch die Hanse- 
stadt Rostock. 


1 1 . Wann ist der Baubeginn für die Warnow-Querung vorgesehen? 


Der Baubeginn soll unmittelbar nach Abschluß der Planung 
erfolgen. 


12. Rechnet die Bundesregierung bei der Realisierung der 17 Projekte 
mit ähnlichen Schwierigkeiten bezüglich der Mauthöhe u. a., wie sie 
beim Projekt Wamow-Querung aufgetreten sind? 


Informationen zu möglicherweise aufgetretenen Schwierigkeiten 
bezüghch der Mauthöhe bei der Wamowquerung Rostock hegen 
der Bundesregierung nicht vor. Die Bundesregiemng geht davon 
aus, daß über die Höhe der Maut für die Benutzung eines Betrei- 
bermodell-Projektes detaiUierte Regelungen in den jeweiligen 
Konzessionsvertrag aufgenommen werden, so daß besondere 
Schwierigkeiten in diesem Zusammenhang nicht zu erwarten 
sind. 
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Eine Veränderung der Baulast ist derzeit beim Projekt B 75/B 104 
Travequemng Lübeck geplant. 


14. Welche Einsparungen erwartet die Bundesregierung bei den ein- 
zelnen Projekten für den Bundeshaushalt? 


Die erzielbaren Einsparungen für den Bundeshaushalt umfassen 
beim Betreibermodell die Baukosten für die Maßnahme abzüglich 
einer gegebenenfalls vorgesehenen staatüchen Anschubfinan- 
zierung. Auch für die Finanzierungskosten muß je nach Vertrags- 
gestaltung eine Entlastung des Bundes angesetzt werden. Dar- 
über hinaus entstehen für die Laufzeit der Konzession beim Bund 
Einsparungen sowohl bei den Betriebs- und Unterhaltungskosten 
als auch bei den Erhaltungsaufwendungen für die Maßnahme, da 
diese in voller Höhe jeweils vom Konzessionsnehmer getragen 
werden. 

Da keines der Projekte in den nächsten Jahren mit Haushaltsmit- 
teln konventionell finanziert wird, beziehen sich die genannten 
Einsparungen auf spätere Haushalte. 


15. Wie steht die Bundesregierung zu Plänen von Kommunen und/oder 
Ländern, Straßenprojekte über Maut finanzieren zu lassen, obwohl 
das Femstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz diese Art der Finan- 
zierung ausschließlich Bundesfemstraßen vorbehält? 


Voraussetzung für eine Finanzierung von Straßen über Mauten ist 
eine für die jeweilige Gebietskörperschaft gültige Rechtsgrund- 
lage, die im Einklang mit entsprechenden EU-rechtlichen Rah- 
menbedingungen stehen muß. Der Anwendungsbereich des 
Femstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes ist auf Bundesfem- 
straßen beschränkt, so daß Länder bzw. Kommunen für die 
Durchfühmng von privatwirtschafthchen Betreibermodellen im 
Straßenbau in eigener Zuständigkeit entsprechende Rechts- 
gmndlagen schaffen müßten. 
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